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KURZ KOMMENTIERT

Innerdeutscher Handel

Optimistische Prognose

D ie  Absage des Treffens von Schmidt und Honecker 
signalisiert keine Krise der deutsch-deutschen Bezie
hungen. Ein Indiz hierfür ist nicht allein der Tatbestand, 
daß die Absagebegründung des Kanzlers im Neuen 
Deutschland zum Teil wortgetreu abgedruckt v\/urde. 
Bonn und Ost-Berlin weisen darüber hinaus gemein
sam befriedigt auf die gute Entwicklung des Handels
austausches zwischen beiden deutschen Staaten im 
ersten Halbjahr 1980 hin und werten dies als ein positi
ves Omen für den weiteren Ausbau der politischen und 
ökonomischen Beziehungen.

Beide Seiten haben gute Gründe, die Voraussetzun
gen für eine weiterhin entspannte Atmosphäre zu 
schaffen. Die DDR zieht u. a. aus dem besonderen 
Status des innerdeutschen Handels -  der Quasi-Ein
bindung in die EG, dem Swing, den besonderen steu
erlichen Regelungen usw. -  ökonomische Vorteile, 
deren Höhe trotz mancher Versuche kaum zu quantifi
zieren sein dürfte. Doch auch für Bonn zählen nicht al
lein politische Erwägungen -  wie die sichere Versor
gung West-Berlins, die Hoffnung auf einen weiteren 
Ausbau der menschlichen Erleichterungen in der DDR 
usw. - ,  sondern auch handfeste ökonomische Inter
essen.

Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Abschwä
chung in der Bundesrepublik dürfte nämlich ein Han
delsbilanzüberschuß der DDR in Höhe von 273 Mill. 
Verrechnungseinheiten (gleich DM) positiv bewertet 
werden, da damit die Bezugsmöglichkeiten Ost-Ber
lins steigen. Denn laut dem Berliner Abkommen kön
nen die ,,quasi verdienten Devisen“ aus dem inner
deutschen Handel nicht im internationalen, sondern 
nur im deutsch-deutschen Zahlungsverkehr Verwen
dung finden. Überdies zeichnet sich ab, daß ein „b e 
trächtlicher Teil“ der im neuen VI. Fünfjahrplan (1981- 
85) vorgesehenen Großprojekte von westdeutschen 
Firmen erstellt werden soll. Ein gutes politisches Klima 
kann diese Vorhaben absichern. pl

USA

Steuerpolitische Wahlversprechen

Nach dem großzügigen Steuersenkungsversprechen 
seines Konkurrenten Reagan um das Präsidentenamt 
hat nun auch Carter ein Programm vorgelegt, mit dem 
im Falle seiner Wiederwahl die Rezession überwun
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den und die Wachstumsbedingungen in den USA ver
bessert werden sollen. Dabei ist es zu einem seltsa
men Frontwechsel gekommen: Während die tenden
ziell mehr unternehmerfreundlichen Republikaner eine 
allgemeine Senkung der Einkommensteuer um jeweils 
10 % in den nächsten drei Jahren planen, sehen die 
Vorschläge der mehr arbeitnehmerorientierten Demo
kraten neben einer allgemeinen Steuersenkung eine 
stärkere Förderung der Investitionen vor. Da die von 
Carter angekündigten Maßnahmen erst allmählich an- 
laufen sollen, wäre die Budgetbelastung für das kom
mende Haushaltsjahr -  anders als im Falle einer Wahl 
von Reagan -  noch relativ gering und nähme dann bis 
1985 zu.

Wenn auch in beiden Fällen die Wahloptik sicherlich 
nicht unbedingt der beste Ratgeber war, so wird das 
Programm Carters der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Lage der USA doch in mancherlei Hinsicht eher ge
recht. Das gilt einmal für die Förderung der Investitio
nen. Denn es ist recht zweifelhaft, ob die von Reagan 
geplanten Steuersenkungen hier einen so starken an
regenden Effekt haben, wie es die zugrunde gelegten 
Hypothesen behaupten. Zum anderen trägt die vorge
sehene zeitliche Verteilung der Maßnahmen im Pro
gramm Carters der nach wie vor dringlichen Eindäm
mung der Inflation in einem stärkeren Maße Rech
nung. Diese Berücksichtigung der jüngsten w irt
schaftspolitischen Erfahrungen ist nach den ersten 
Reaktionen nicht in der Ö ffentlichkeit,,angekommen“ . 
Noch bleibt dem Präsidenten jedoch die Zeit, dem 
Wahlvolk die eigene Einsicht in die Vorzüge einer stär
ker stabilisierungsorientierten wirtschaftspolitischen 
Perspektive zu vermitteln. wt

VR China

Mehr Lenkung durch den Markt

In Peking diskutierte der Nationale Volkskongreß auf 
seiner jüngsten Tagung auch grundlegende Fragen 
der Ordnungspolitik. Die chinesische Wirtschaftsfüh
rung ist heute der Ansicht, daß die bisherige stark zen
tralisierte Planungs- und Lenkungspolitik zu starr und 
unbeweglich ist, um die wirtschaftlichen Entwicklungs
ziele Chinas zu realisieren. Die bürokratischen Pla
nungsbehörden seien zu weit weg vom Wirtschafts
prozeß, würden nur ungenügend die Bedarfssituatiön 
der Betriebe und Verbraucher kennen und seien nicht 
flexibel genug, um schnell auf Fehlentwicklungen zu rea
gieren -  so der Tenor der offiziellen Verlautbarungen.
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Nach den neuen ordnungspolitischen Vorstellungen 
ist daher vor allem beabsichtigt, verstärkt Entschei
dungskompetenzen von den zentralen Planungsabtei
lungen an die Staatsbetriebe zu delegieren. Dadurch 
soll eine Lenkung der Wirtschaft erreicht werden, die 
besser an den Bedürfnissen orientiert ist. Dies würde 
die bisherige Trennung von Planung und Lenkung ei
nerseits und Ausführung andererseits zumindest par
tiell aufheben. Dabei sollen materielle Anreize, die an 
das Betriebsergebnis gekoppelt sind, die Bereitschaft 
zur Verantwortungsübernahme schaffen. Auch sollen 
die erwirtschafteten Gewinne der Betriebe nicht mehr 
vollständig an den Staat abgeführt werden, sondern 
zum Teil im Betrieb verbleiben.

Positiv zu werten ist auf alle Fälle die Bereitschaft zu 
Experimenten. Eingefahrene Bahnen, die sich im Hin
blick auf die Ergebnisse als unbefriedigend erwiesen 
haben, werden verlassen, um neue, für eine rasche 
Wirtschaftsentwicklung geeignete Voraussetzungen 
zu schaffen. Die sozialistische Grundordnung wird da
bei ausdrücklich nicht in Frage gestellt. Bis zu welchen 
Grenzen sich marktwirtschaftliche Elemente in das 
planwirtschaftliche System Chinas integrieren lassen, 
bleibt jedoch abzuwarten. kwi

Seerechtskonferenz

Abschluß in Sicht

D e r Knoten scheint endgültig geplatzt zu sein; Die 3. 
UN-Seerechtskonferenz, der ,,größte Verteilungs
kampf der Geschichte“ , geht nach siebenjährigem Sit
zungsmarathon nun wohl ihrem Ende entgegen. Diese 
Hoffnung wird durch die Fortschritte genährt, die bei 
der Ende August abgeschlossenen 9. Session erzielt 
wurden.

Für den Rat der internationalen Meeresbodenbehör
de, die die Produktion und die Verteilung der in der 
Tiefsee in ungeheuren Mengen lagernden Rohstoffe 
regeln soll, ist jetzt der lang ersehnte Abstimmungs
modus gefunden worden. Er sieht -  je nach der Rele
vanz der anstehenden Frage -  abgestufte Mehrheiten 
von der einfachen Mehrheit bis hin zum Vetorecht je
des einzelnen Staates vor. Zwar konnten die Industrie
länder wie in den Verhandlungen über den Gemeinsa
men Fonds der UNCTAD eine generelle Majorisierung 
durch die Entwicklungsländer verhindern, sie mußten 
jedoch einer Beschränkung der marinen zugunsten 
der terrestrischen Rohstoffproduktion, dem Zwangs
transfer mariner Technologie zugunsten der Meeres
bodenbehörde und einer erheblichen Abgabenbela
stung der privaten Bergbauunternehmen zustimmen.

Dennoch bleibt angesichts der weiterhin ungelösten 
Probleme eine gewisse Unsicherheit über das Ende 
der Konferenz, das für 1981 vorgesehen ist. Noch im-
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mer steht die Abgrenzung von Meereszonen eng be
nachbarter Staaten und die Festlegung der Festlands
sockelgrenze jenseits der 200-Seemeilen-Wirtschafts- 
zone auf der Tagesordnung. Nicht auszuschließen ist 
auch ein kräftiger Katzenjammer derjenigen, die in die
sem Verteilungspoker auf der Verliererseite stehen: 
die geographisch benachteiligten Länder, zu denen 
auch die Bundesrepublik Deutschland gehört. Sie muß 
es in einem besonderen Maße bereuen, die See
rechtskonferenz zu Beginn als rein juristische Veran
staltung mißdeutet und ihre ökonomischen Implikatio
nen unterschätzt zu haben. bo

Dritte Entwicklungsdekade

Wenig verheißungsvoller Auftakt
D e r erste Eindruck von der 11. Sondergeneralver
sammlung der Vereinten Nationen, auf der eine Ent
wicklungsstrategie für das kommende Jahrzehnt bera
ten wurde, vermittelt das Bild einer unveränderten Un
einigkeit zwischen den Industrie- und den Entwick
lungsländern. Dies überrascht nach dem Verlauf der 
Vorbereitungskonferenzen nicht, bei denen nicht ein
mal über die Tagesordnung Einigkeit erzielt werden 
konnte.

Aus dieser festgefahrenen Situation sollen -  so die 
Reden auf der 11. Sondergeneralversammlung -  Be
ratungen über die weltweit drängenden Probleme der 
Energieversorgung und der Nahrungsmittelerzeugung 
und -Verteilung herausführen. Aktionsprogramme oder 
Maßnahmenvorschläge für die Energie- und Nah
rungsmittelversorgung wurden auf der Sondergeneral
versammlung jedoch nicht verabschiedet. Denn einer
seits weigern sich die OPEC-Staaten bislang mit Er
folg, Energieprobleme überhaupt auf UN-Konferenzen 
zu behandeln. Und für das Ernährungsproblem scheint 
andererseits die rechte Begeisterung nach den Verein
barungen über den Internationalen Fonds für landwirt
schaftliche Entwicklung, der noch nicht so richtig wirk
sam ist, verflogen zu sein.

Somit scheint die Sondergeneralversammlung für 
die Dritte Entwicklungsdekade den Status quo gegen 
den Willen der Entwicklungsländer, die umfassende 
Angebote der Industrieländer beim Ressourcentrans
fer für nur recht und billig halten, festgeschrieben zu 
haben. Doch auch die Industrieländer können beim 
Status quo in den Nord-Süd-Beziehungen nicht viel 
gewinnen, da für sie die Risiken zunehmen, daß die 
Entwicklungsländer ihre Forderungen zur Neuen Welt
wirtschaftsordnung einseitig durchsetzen. Herausfüh
ren können aus dieser für alle Beteiligten unbefriedi
genden Situation nur die an sich banale Erkenntnis, 
daß die Industrie- und die Entwicklungsländer langfri
stig Zusammenarbeiten müssen, und die Bereitschaft, 
dies auch zu tun. mk
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